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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1032 V –Allensteiner Straße- 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
_________________________________________________________________________ 
 
 
Die textlichen Festsetzungen und Hinweise werden gegenüber der offengelegten Planfassung 
teilweise korrigiert (A) bzw. ergänzt (B). 
 
 
A Nr. 2.3 Der im Text enthaltene Begriff „hangsicheren“ wird durch „hangsichernde“ ausge-

tauscht.  
 
 
B Folgende textliche Festsetzungen und Hinweise werden ergänzt: 
 
B1 Festsetzung: Der im Plan mit der Signatur gemäß 15.8 PlanzV eingetragene Schutzstreifen 

(Gewässer) ist von der Bebauung freizuhalten. Eine Befestigung der Fläche ist ebenfalls 
nicht zulässig. Der Schutzstreifen ist als Grünfläche herzustellen (§ 9(1)10 BauGB). 

 
B2 Hinweis: Der Staatliche Kampfmittelräumdienst hat bei der Überprüfung des Plangebietes 

keine Erkenntnisse erlangt, welche auf eine Gefährdung des Plangebietes durch Kampf-
mittel aus dem Zweiten Weltkrieg hinweisen. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, 
dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Es wird empfohlen, vor Durchführung evtl. er-
forderlicher größerer Bohrungen (z.B. Pfahlgründung) Probebohrungen (70 – 120 mm 
Durchmesser im Schneckenbohrverfahren) zu erstellen, die ggf. mit Kunststoff- oder 
Nichtmetallrohren zu versehen sind. Danach Überprüfung dieser Probebohrungen mit fer-
romagnetischen Sonden. Sämtliche Bohrarbeiten sind mit Vorsicht durchzuführen. Sie sind 
sofort einzustellen, sobald im gewachsenen Boden auf Widerstand gestoßen wird. In die-
sem Falle ist umgehend der Kampfmittelräumdienst zu benachrichtigen. Sollten die v. g. 
Arbeiten durchgeführt werden, ist dem Kampfmittelräumdienst ein Bohrplan zur Verfügung 
zu stellen. 

 
B3 Hinweis: Dem Rheinischen Amt für Denkmalpflege liegen für den Planbereich keine konkre-

ten Hinweise auf Bodendenkmäler vor. Allerdings wurden noch keine systematischen Er-
hebungen zur Ermittlung des archäologischen Potentials in diesem Bereich durchgeführt. 
Das Auftreten von Bodendenkmälern bei der Durchführung von Erdarbeiten ist deshalb 
nicht auszuschließen. Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Befunde ist die 
Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder das Rheinische Amt für Denkmalpflege unver-
züglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhal-
ten. Auf die Bestimmungen der §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NW wird verwiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Auf der folgenden Seite 2 sind die textlichen Festsetzungen und Hinweise in der Fassung der 
Planoffenlegung aus dem Jahre 2002 abgedruckt. 
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